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§§ 61 – 72 StGB





„§ 2 Abs. 2 Jugendgerichtsgesetz (JGG )

Die allgemeinen Vorschriften gelten nur, soweit in diesem Gesetz nichts 

anderes bestimmt ist.“

Es gelten die allgemeinen Strafbestimmungen, insbesondere des StGB über 

Tatbestandsmäßigkeit, Rechtswidrigkeit und Schuld, also die allgemeinen 

Regeln z.B. über Schuldfähigkeit, Versuch, Beihilfe, Notwehr etc. und die  

Definitionen der Straftatbestände im Strafgesetzbuch (StGB).

Gesondert geregelt sind im JGG z.B.: Gerichtsaufbau, Instanzenzug, 

Strafvollstreckung. 

Und vor allem sind im JGG gesondert geregelt: 

die Rechtsfolgen („Strafen“) im Jugendstrafrecht



Erziehungsmaßregeln
§§ 9 – 12 JGG

Erteilung von Weisungen z.B. Arbeitsstunden, 

Anti-Gewalt-Training, 

TOA

…

Anordnung, Hilfe zur 

Erziehung i.S. des § 12 

JGG in Anspruch zu 

nehmen

Erziehungsbeistandschaft, 

Heimerziehung, betreute 

Wohnform, 

§§ 30, 34 SGB VIII

Zuchtmittel
§§ 13 – 16a JGG

Verwarnung

Auflagen

Jugendarrest

Jugendstrafe
§§ 17, 18 JGG

Freiheitsentzug in einer 

JVA

6 Monate bis 10 bzw. 15 

Jahre





In der Praxis bedeutsame Nebenfolgen:

a)  Fahrverbot, § 44 StGB

wird in der Praxis zurückhaltend angewendet, gilt 1 bis 3 Monate.

Es gibt auch Fahrverbote, die die Verwaltungsbehörde festsetzt, bei 

Ordnungswidrigkeiten (z.B. geringe Alkoholisierung, zu viele „Punkte“ im 

Fahreignungsregister)



In der Praxis bedeutsame Nebenfolgen:

b)    Entziehung der Fahrerlaubnis bzw. isolierte Sperre, §§ 69, 69a StGB

große Bedeutung in der Praxis 

Dauer: mindestens 6 Monate, im Wiederholungsfall mindestens 1 

Jahr

Anwendung im Jugendstrafrecht nach den gleichen 

Grundsätzen wie im Erwachsenenstrafrecht, wird praktisch immer 

angeordnet bei Trunkenheitsfahrt, Straßenverkehrsgefährdung, verbotenen 

Kraftfahrzeugrennen und bei schweren Fällen der Fahrerflucht.

Ein Fahrverbot oder eine Entziehung der Fahrerlaubnis kann nur durch 

Urteil angeordnet werden, kommt also bei einer Verfahrenseinstellung 

nach §§ 45, 47 JGG nicht in Betracht. Deshalb werden diese Fälle fast 

ausnahmslos angeklagt!

Es ist also keine Diversion möglich, wenn diese Maßnahmen zu 

treffen sind!



In der Praxis bedeutsame Nebenfolgen:

b)    Entziehung der Fahrerlaubnis bzw. isolierte Sperre, §§ 69, 69a StGB

große Bedeutung in der Praxis 

Dauer: mindestens 6 Monate, im Wiederholungsfall mindestens 1 

Jahr

Anwendung im Jugendstrafrecht nach den gleichen 

Grundsätzen wie im Erwachsenenstrafrecht, wird praktisch immer 

angeordnet bei Trunkenheitsfahrt, Straßenverkehrsgefährdung, verbotenen 

Kraftfahrzeugrennen und bei schweren Fällen der Fahrerflucht.

Ein Fahrverbot oder eine Entziehung der Fahrerlaubnis kann nur durch 

Urteil angeordnet werden, kommt also bei einer Verfahrenseinstellung 

nach §§ 45, 47 JGG nicht in Betracht. Deshalb werden diese Fälle fast 

ausnahmslos angeklagt!

Es ist also keine Diversion möglich, wenn diese Maßnahmen zu 

treffen sind!



• Neuer THC-Grenzwert von 3,5 Nanogramm je Milliliter Blut gilt seit 22. August

• Wer mit mehr erwischt wird, riskiert 500 Euro Bußgeld

• Trotz der Entkriminalisierung darf man nicht bekifft Auto fahren

Cannabis: Härtere Strafen bei Mischkonsum

Für Fahranfänger und Mischkonsum mit Alkohol gibt es strengere Regeln: 

• Wer vorsätzlich oder fahrlässig mit 3,5 Nanogramm Tetrahydrocannabinol 

(THC) oder mehr fährt, riskiert demnach nun in der Regel 500 Euro, einen 

Monat Fahrverbot und zwei Punkte. Wird dazu noch Alkohol getrunken, drohen 

in der Regel 1000 Euro Buße, ein Monat Fahrverbot und zwei Punkte.

• Wie bei Alkohol gilt in der zweijährigen Führerschein-Probezeit und für Fahrer 

und Fahrerinnen unter 21 Jahren ein Cannabis-Verbot – die Grenze von 3,5 

Nanogramm gilt also nicht, und somit drohen in der Regel 250 Euro Buße bei 

Verstößen.

Quelle: ADAC.de



Wichtige Bestimmungen des SGB VIII (KJHG)



§ 52 SGB VIII     Mitwirkung in Verfahren nach dem Jugendgerichtsgesetz



§ 36a SGB VIII     Steuerungsverantwortung, Selbstbeschaffung







Faustregel 1

Im Führungszeugnis stehen Verurteilungen nach 

Erwachsenenstrafrecht nur, wenn die verhängte Strafe 

◼ mehr als 90 Tagessätze Geldstrafe oder mehr als 3 

Monate Freiheitsstrafe beträgt  oder

◼ weitere Strafe(n) eingetragen ist/sind 

(dann werden alle Strafen im Führungszeugnis angezeigt) 

17 ..



Faustregel 2

Im Führungszeugnis stehen Verurteilungen nach 

Jugendstrafrecht nur, wenn

Jugendstrafe verbüßt wird.

oder über die Bewährungsaussetzung noch nicht 

entscheiden wurde.

18 ..



Faustregel 3

Von beiden Regeln gibt es Ausnahmen

- beim Führungszeugnis für Behörden

- beim erweiterten Führungszeugnis (für Behörden)

- nach Art der Verurteilung, insbesondere bei 

Sexualdelikten

19 ..



§ 53 Bundeszentralregistergesetz (BZRG) 

Offenbarungspflicht bei Verurteilungen

(1) Verurteilte dürfen sich als unbestraft bezeichnen und brauchen den der 

Verurteilung zugrunde liegenden Sachverhalt nicht zu offenbaren, wenn 

die Verurteilung 

1. nicht in das Führungszeugnis oder nur in ein Führungszeugnis nach 

§ 32 Abs. 3, 4  (für Behörden) aufzunehmen oder

2. zu tilgen ist.

(2) Soweit Gerichte oder Behörden ein Recht auf unbeschränkte Auskunft 

haben, können Verurteilte ihnen gegenüber keine Rechte aus Absatz 1 

Nr. 1 herleiten, falls sie hierüber belehrt werden. 

Und was ist, wenn ich nach Verurteilungen gefragt werde?



§ 64 Abs. 1 BZRG

Eintragungen in das Erziehungsregister und die ihnen zugrunde liegenden 
Sachverhalte braucht die betroffene Person nicht zu offenbaren.  

Und was ist mit Eintragungen im Erziehungsregister?



Beim Jugendgericht sollten alle Verurteilten darüber informiert 

werden, ob die Verurteilung im Führungszeugnis steht und 

darüber, dass wenn dies nicht der Fall ist, sie – mit Ausnahme 

von Behörden - niemandem Auskunft geben müssen über 

Ermittlungsverfahren oder Strafverfahren.



Gemeinsame Verwaltungsvorschrift des Justizministeriums, 

des Innenministeriums und des Sozialministeriums zur 

Förderung von Diversionsmaßnahmen und zur 

Zusammenarbeit von Staatsanwaltschaft, Polizei und 

Jugendhilfe bei Straftaten jugendlicher und heranwachsender 

Beschuldigter sowie delinquentem Verhalten von Kindern 

(Zusammenarbeits- und Diversionsrichtlinien) 

Vom 18. Dezember 2018 - Az.: 4210/0091 - JuM, 3-1210/40/370 IM, 22-6940-

3 SM -

VwV des JuM vom 18.  Dezember 2018 - Az.: 4210/0091 JuM,  3-

1210/40/370 IM, 22-6940-3 SM -

Die Justiz 2019, Seite 18



I.  Allgemeines

Nach den Erkenntnissen kriminologischer Forschung ist 

Jugendkriminalität im Bagatellbereich bis hin zu mittelschweren 

Verfehlungen zumeist ein entwicklungstypisches, großteils 

unentdeckt bleibendes Verhalten, das sich im weiteren 

Reifungsprozess von selbst verliert. 

Eine jugendstrafrechtliche Reaktion beziehungsweise Sanktion ist 

somit bei einer Vielzahl von jugendlichen und heranwachsenden 

Beschuldigten entbehrlich. Die prozessualen Möglichkeiten zur 

Verfahrenseinstellung gemäß den §§ 45, 47 Jugendgerichtsgesetz 

(JGG) erlauben es daher, nach anderweitiger erzieherischer 

Einwirkung auf den Beschuldigten von einer weiteren 

Strafverfolgung abzusehen (Diversion).



Erzieherische Maßnahmen nach §§ 45, 47 JGG haben in erster Linie 

dann Aussicht auf Erfolg, wenn sie in einem engen zeitlichen 

Zusammenhang mit der Tat erfolgen. Daher kommt der Polizei, in 

enger Zusammenarbeit mit der Staatsanwaltschaft und der 

Jugendgerichtshilfe, aufgrund ihrer örtlichen und persönlichen Nähe 

zu den Beschuldigten eine besondere Bedeutung zu. 

Bei schwerer wiegenden Delikten oder wiederholter Delinquenz ist es 

erforderlich, zeitnah mit den formellen und informellen Mitteln des 

Jugendstrafrechts zu reagieren, deutlich und unmissverständlich 

Grenzen zu setzen sowie Verhaltensalternativen aufzuzeigen. 



Jugendlicher am Ende der polizeilichen Vernehmung, er hatte 

den Ladendiebstahl eine Computerprogrammes gestanden:

„Wir hatten zuhause ein ausführliches Gespräch. Ich

habe jedoch den Eindruck, dass ich noch eine gewisse

Zeit brauche, um meinen Eltern klar zu machen, dass dies

ein einmaliger Ausrutscher meinerseits war. Ich sehe ein,

dass es ein Fehler war. Ich bin bemüht, dass so etwas

nicht mehr vorkommt.“





◼ Diversion

 überhaupt gerechtfertigt bei Gewalttaten?

 was kommt in Frage? §§ 45 I oder II JGG; 

Sonderfall TOA

 Bedeutung der polizeilichen Vernehmung

 „normverdeutlichendes Gespräch“

◼ Täter-Opfer-Ausgleich

 Einschätzung durch die Polizei 

 besondere Bedeutung auch und gerade für die Opfer



◼ Der Täter-Opfer-Ausgleich

JHW   Freiburg



Der Täter-Opfer-Ausgleich

JHW   Freiburg



Verlauf eines TOA

Zuweisung des Falles durch Staatsanwaltschaft, 

Jugendgerichtshilfe oder  Jugendgericht     

Anschreiben mit Info-Blatt an Opfer /  TäterInnen; 

bei Jugendlichen Information an Sorgeberechtigte(n)

Getrennte Vorgespräche mit Opfer/n bzw. TäterInnen

Täter-Opfer-Ausgleichsgespräch

Schriftliche Fixierung von Vereinbarungen

Überwachung der Vereinbarungen

Abschlussbericht an Staatsanwaltschaft / Jugendgericht



Vorteile für das Opfer

→ mehr persönliche Unterstützung als im traditionellen Verfahren

→ Abbau von Ängsten , psychischer Störungen und  Belastungen

→ Stärkung des Vertrauens in das Funktionieren unserer Rechtsordnung

→ Überwinden, Milderung bzw. Verhinderung von Konflikten, welche    

durch die Straftat entstanden sind und weiter entstehen können

→ direkte Einflussmöglichkeiten auf den Verlauf des Verfahrens und 

konkrete Artikulation des Anliegens

→ Möglichkeit der schnellen, unbürokratischen Durchsetzung 

zivilrechtlicher  Ansprüche



Vorteile für den/ die TäterIn

→ nicht nur Konfrontation mit den rechtlichen, sondern auch mit den

tatsächlichen Folgen der Tat

→ Ansprechen und Erreichen der emotionalen Ebene durch die direkte

Konfrontation mit dem Opfer

→ Erkennen des begangenen Unrechts und den Auswirkungen der Tat durch

die aktive Beteiligung an der Konfliktlösung 

→ Motivationsstärkung, für die Folgen einzustehen

→ Vermeidung eines Zivilprozesses einschließlich der damit verbundenen

Kosten



Rückfallquote 
 

 Von denen, die Jugendstrafe  
verbüßt haben (ohne Bewährung) 

 

sind nicht wieder mit 
Straftaten aufgefallen 

22,2 % 
 

sind wieder mit 
Straftaten aufgefallen 

77,8 % rund 80 % 

   

 von den 77,8 % haben erhalten:  

eine Jugendstrafe 
oder Freiheitsstrafe  

ohne Bewährung 
58,0 % 

 

eine Jugendstrafe 
oder Freiheitsstrafe  

mit Bewährung 
22,7 % 

 

formelle ambulante 
Sanktionen 

18,8 % 
 

 
Das heißt, von 100 jungen Menschen, die Jugendstrafe verbüßt 
haben, landen 45 später wieder in der (Jugend-)Vollzugsanstalt. 



Rückfallquote 
 

 Von denen, die Jugendstrafe  
verbüßt haben (ohne Bewährung) 

Von denen, die Arrest verbüßt 
haben 

sind nicht wieder mit 
Straftaten aufgefallen 

22,2 % 30,0 % 

sind wieder mit 
Straftaten aufgefallen 

77,8 % 70,0 % 

   

 von den 77,8 % haben erhalten: von den 70,0 % haben erhalten: 

eine Jugendstrafe oder 
Freiheitsstrafe  

ohne Bewährung 

 
58,0 % 

 
25,2 % 

eine Jugendstrafe oder 
Freiheitsstrafe  

mit Bewährung 

 
22,7 % 

 

29,8 % 

formelle ambulante 
Sanktionen 

18,8 % 34,9 % 

 
Das heißt, von 100 jungen Menschen, die Arrest verbüßt 
haben, landen 18 später in der (Jugend-)Vollzugsanstalt. 



Rückfallquote 
 

 Jugendstrafe  
ohne Bewährung 

Arrest 
Jugendstrafe  

mit Bewährung 

sind nicht wieder mit 
Straftaten aufgefallen 

22,2 % 30,0 % 40,4 

sind wieder mit 
Straftaten aufgefallen 

77,8 % 70,0 % 59,6 

    

von den Aufgefallenen 
haben dann erhalten: 

   

eine Jugendstrafe oder 
Freiheitsstrafe ohne 

Bewährung 

 
58,0 % 

 
25,2 % 

 

29,1 % 

eine Jugendstrafe oder 
Freiheitsstrafe mit 

Bewährung 

 
22,7 % 

 

29,8 % 

 

26,7 % 

formelle ambulante 
Sanktionen 

18,8 % 34,9 % 40,3 % 

 
Das heißt, von 100 jungen Menschen, 
die Jugendstrafe mit Bew. erhalten 
haben, landen 17 später in der 
(Jugend-)Vollzugsanstalt. 



Rückfallquote 
 

 Jugendstrafe  
ohne Bewährung 

Arrest 
Jugendstrafe  

mit Bewährung 

sind nicht wieder mit 
Straftaten aufgefallen 

22,2 % 30,0 % 40,4 

sind wieder mit 
Straftaten aufgefallen 

77,8 % 70,0 % 59,6 

    

von den Aufgefallenen 
haben dann erhalten: 

   

eine Jugendstrafe oder 
Freiheitsstrafe  

ohne Bewährung 

 
58,0 % 

 
25,2 % 

 

29,1 % 

eine Jugendstrafe oder 
Freiheitsstrafe  

mit Bewährung 

 
22,7 % 

 

29,8 % 

 

26,7 % 

formelle ambulante 
Sanktionen 

18,8 % 34,9 % 40,3 % 

    

Rückfall in den Vollzug 
(% aller) 

45 18 17 

 



§ 16a JGG Jugendarrest neben Jugendstrafe

(1) Wird die Verhängung oder die Vollstreckung der Jugendstrafe zur Bewährung 

ausgesetzt, so kann abweichend von § 13 Absatz 1 daneben Jugendarrest 

verhängt werden, wenn 

1.  dies unter Berücksichtigung der Belehrung über die Bedeutung der Aussetzung 

zur Bewährung und unter Berücksichtigung der Möglichkeit von Weisungen und 

Auflagen geboten ist, um dem Jugendlichen seine Verantwortlichkeit für das 

begangene Unrecht und die Folgen weiterer Straftaten zu verdeutlichen,

2.  dies geboten ist, um den Jugendlichen zunächst für eine begrenzte Zeit aus 

einem Lebensumfeld mit schädlichen Einflüssen herauszunehmen und durch 

die Behandlung im Vollzug des Jugendarrests auf die Bewährungszeit 

vorzubereiten, oder

3.  dies geboten ist, um im Vollzug des Jugendarrests eine nachdrücklichere 

erzieherische Einwirkung auf den Jugendlichen zu erreichen oder um dadurch 

bessere Erfolgsaussichten für eine erzieherische Einwirkung in der 

Bewährungszeit zu schaffen.

(2) Jugendarrest nach Absatz 1 Nummer 1 ist in der Regel nicht geboten, wenn der 

Jugendliche bereits früher Jugendarrest als Dauerarrest verbüßt oder sich nicht nur 

kurzfristig im Vollzug von Untersuchungshaft befunden hat. 



39





41

Quelle: thomasfeltes.de von Prof. Dr. iur. Thomas Feltes, Ruhr-Uni Bochum



42

Quelle: www.jura.uni-konstanz.de/Kriminalitätsentwicklung-kik

Tatverdächtige





Wer wird Opfer?







47

Quelle: Bundeskriminalamt, Kriminalität im Kontext von Zuwanderung, Bundeslagebild 2022



§ 61 JGG   Vorbehalt der nachträglichen Entscheidung über die Aussetzung





downloads



DVJJ.de
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